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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht den federführenden Ausschuss für 
auswärtige Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

1. begrüßt den Anstieg des Handelsvolumens zwischen der EU und der Ukraine und die 
Diversifizierung der ukrainischen Ausfuhren in die EU; fordert die Kommission auf, die 
Ukraine dabei zu unterstützen, die Bereiche zu ermitteln, mit denen die Diversifizierung 
der Wirtschaft weiter vorangetrieben werden könnte, und diesen im Verlauf der 
Umsetzung der vertieften und umfassenden Freihandelszone Vorrang einzuräumen; 
stellt fest, dass im selben Zeitraum die Ausfuhren nach Russland zurückgegangen sind;

2. fordert die Kommission auf, dem Europäischen Parlament eine detaillierte Evaluierung 
des Assoziierungsabkommens auf der Grundlage des bisherigen verbuchten Fortschritts 
vorzulegen, da die 2007 durchgeführte Folgenabschätzung angesichts der Geschehnisse
seit langem überholt ist; weist darauf hin, dass dies vor allem folgende Punkte umfassen 
sollte:

– vertiefte, nach Branche und Region ausdifferenzierte Darstellung der Handelsbilanz 
der Ukraine,

– die Entwicklung der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) und Darstellung der 
Darlehensfazilität der vertieften und umfassenden Freihandelszone für KMU, die 2015 
mit 200 Mio. EUR ins Leben gerufen wurde, um KMU in der Östlichen Nachbarschaft 
zu unterstützen,

– Darstellung der Marktanteile,

– Darstellung der sozio-ökonomischen Situation,

– Darstellung der Arbeitsmarktsituation, der Schattenwirtschaft und informeller 
Beschäftigung,

– aktuelle Analyse der makrofinanziellen Situation der Ukraine, einschließlich 
Steuereinnahmen und -ausgaben, der Steuerflucht und der Steuerhinterziehung;

3. weist erneut darauf hin, dass die Verordnung (EU) 2017/1566 des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die Einführung befristeter autonomer 
Handelsmaßnahmen für die Ukraine in Ergänzung der Handelszugeständnisse im 
Rahmen des Assoziierungsabkommens eine rechtliche Bestimmung umfasst, wonach 
der Jahresbericht der Kommission über die Umsetzung der vertieften und umfassenden 
Freihandelszone eine ausführliche Bewertung der autonomen Handelsmaßnahmen, 
einschließlich ihrer sozialen Auswirkungen, enthalten sollte;

4. vertritt die Auffassung, dass die Annäherung der Rechtsvorschriften zwischen der EU 
und der Ukraine im Rahmen der vertieften und umfassenden Freihandelszone ein äußerst 
wichtiges Instrument ist, durch das die Ukraine näher an die EU heranrückt und das zu 
Handelserleichterungen, einem verbesserten Geschäfts- und Investitionsklima und einer 
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nachhaltigen wirtschaftlichen Entwicklung der Ukraine beiträgt; vertritt die Auffassung, 
dass der Aspekt der Liberalisierung des Handels sorgfältig gehandhabt werden sollte, 
damit die Kosten auf ein Mindestmaß beschränkt werden und der Nutzen für ukrainische 
Unternehmen und die Gesellschaft des Landes so groß wie möglich ist, und fordert die 
Kommission auf, weitere autonome Handelspräferenzen und sonstige Mittel in Betracht 
zu ziehen; legt der Ukraine nahe, der Umsetzung des Reformprogramms in Bereichen, 
die enger mit ihrer Produktionsstruktur und Möglichkeiten, Waren in die EU 
auszuführen, verbunden sind, Vorrang einzuräumen, damit die Übergangskosten gesenkt 
werden können und ein größtmöglicher Nutzen daraus gezogen werden kann; fordert die 
Ukraine auf, dringend ihre interne Beratungsgruppe einzusetzen, damit sichergestellt 
werden kann, dass die Umsetzung des Abkommens durch Organisationen der 
Zivilgesellschaft überwacht wird; sieht die wachsende Armut der Bevölkerung mit Sorge;

5. weist erneut darauf hin, dass die vertiefte und umfassende Freihandelszone Teil eines 
Reformprozesses ist, der auf verantwortungsvoller Staatsführung und dem Kampf gegen 
Korruption und organisiertes Verbrechen beruht; begrüßt die Verabschiedung des 
Gesetzes über das Hohe Gericht zur Verfolgung von Korruptionsdelikten; ist jedoch 
weiterhin beunruhigt, was weitere Fortschritte bei der Korruptionsbekämpfung betrifft; 
weist darauf hin, dass eine freie, kritische Zivilgesellschaft bei diesem Reformprozess 
eine wichtige Rolle spielt, und appelliert an die ukrainische Regierung, die 
zivilgesellschaftlichen Organisationen von der Pflicht, eine elektronische 
Vermögenserklärung abzugeben, zu befreien; fordert die ukrainische Regierung auf, die 
Unabhängigkeit der Nationalen Antikorruptionsbehörde (NABU) zu gewährleisten und 
eine entsprechende Reform der Geheimdienste durchzuführen; erinnert die ukrainische 
Regierung an ihre Zusage aus der Präambel des Assoziierungsabkommens, eine vertiefte 
und tragfähige Demokratie aufzubauen; fordert, dass noch vor den Parlamentswahlen 
2019 in der Ukraine eine Wahlrechtsreform nach den Empfehlungen der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarates, der Venedig-Kommission und des 
Büros für Demokratische Institutionen und Menschenrechte (ODIHR) der OSZE 
durchgeführt wird; fordert die Ukraine auf, zuzusichern, dass die Besetzung der Zentralen 
Wahlkommission der Ukraine ein ausgewogenes politisches Verhältnis aller 
maßgeblichen politischen Kräfte abbildet, und betont, dass die Rechtsstaatlichkeit eine 
wesentliche Vorbedingung für eine gute und wirksame Umsetzung der vertieften und 
umfassenden Freihandelszone ist;

6. vertritt die Auffassung, dass die Annäherung der Rechtsvorschriften an den Besitzstand 
der EU der wichtigste Aspekt der vertieften und umfassenden Freihandelszone ist, da der 
tatsächliche Zugang zum EU-Markt und Reformen sehr stark von einer angemessenen 
Umsetzung und Durchsetzung der einschlägigen Rechtsvorschriften abhängen; ist sich 
bewusst, dass dies eine große Herausforderung für die Staatsführung, die Institutionen 
und die öffentliche Verwaltung in der Ukraine darstellt, und fordert die Kommission auf, 
angemessene fachliche und finanzielle Unterstützung zu leisten; würdigt die Tätigkeiten 
der Unterstützungsgruppe für die Ukraine und fordert die Gruppe auf, dem Parlament 
über die Art der geleisteten Unterstützung ausführlicher Bericht zu erstatten, 
insbesondere im Hinblick auf die Umsetzung und Anwendung des Besitzstands;

7. vertritt die Auffassung, dass es zu einem inklusiveren Verfahren und geringeren 
Übergangskosten für die Ukraine führen würde, wenn die ukrainischen Behörden 
bereits bei der Ausarbeitung einschlägiger Rechtsvorschriften einbezogen werden 
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würden, und fordert die Kommission auf, den Mechanismus zur Vorabweitergabe von 
Informationen umfassend zu nutzen;

8. begrüßt den legislativen Fahrplan der Regierung und des Parlaments für die Umsetzung 
des Abkommens sowie den Beitritt der Ukraine zum WTO-Übereinkommen über das 
öffentliche Beschaffungswesen; legt der Ukraine nahe, sich auf die Umsetzung des 
Reformprogramms etwa im Bereich der technischen Normen sowie der Gesundheits-
und Pflanzenschutznormen, des geistiges Eigentums und des Zollrechts zu 
konzentrieren; 

9. bedauert die mangelnden Fortschritte bei der Annäherung an die Tierschutznormen der 
EU und fordert die Ukraine auf, umgehend eine Strategie zu verabschieden, mit der 
diese Verpflichtung erfüllt werden kann;

10. nimmt die hohe Quote bei der Präferenznutzung zur Kenntnis und begrüßt, dass die 
Zahl der Zolltarifpositionen, bei denen von Präferenzen Gebrauch gemacht wird, 
kontinuierlich steigt; 

11. stellt fest, dass bei der Bewertung der Umsetzung der vertieften und umfassenden 
Freihandelszone vorrangig Handelsströme und -hemmnisse im Fokus stehen; fordert die 
Kommission auf, die Umsetzung der vertieften und umfassenden Freihandelszone in 
angemessener Weise zu beobachten und zu bewerten und dabei besonderes Augenmerk 
auf die Umsetzung und Anwendung des Besitzstands sowie auf die Auswirkungen auf 
die ukrainische Gesellschaft zu legen und jährlich öffentlich und umfassend unter 
anderem über die von der EU geleistete fachliche und finanzielle Unterstützung Bericht 
zu erstatten;

12. erwartet, dass die Ukraine Schiedsrichter für das Streitbeilegungssystem benennt und im 
Rahmen des Kapitels „Handel und nachhaltige Entwicklung“ Gremien einrichtet und 
Vertreter benennt;

13. begrüßt, dass das Gesetz Nr. 5495 über den Schutz der Wälder in der Ukraine und die 
Verhinderung illegaler Ausfuhren von unverarbeitetem Holz von der Werchowna Rada 
am 20. März 2018 in erster Lesung verabschiedet wurde; vertritt die Auffassung, dass 
jedwede Liberalisierung des Handels mit Holz davon anhängig gemacht werden sollte, 
dass ein Rechtsrahmen eingerichtet wird, mit dem illegale Ausfuhren verhindert und 
verboten werden;

14. weist darauf hin, dass es zu einer Erhöhung des Drucks und somit zur Sicherung einer 
friedlichen Bewältigung der territorialen Herausforderungen der Ukraine beitrüge, wenn 
sich die EU und die Ukraine bei ihrem Vorgehen bezüglich Sanktionen in Verbindung 
mit der Krim und der Ostukraine abstimmten; erinnert an das in Artikel 9 des 
Assoziierungsabkommens verankerte Bekenntnis zur friedlichen Beilegung regionaler 
Konflikte;

15. weist darauf hin, dass die Östliche Partnerschaft bislang vor allem auf den bilateralen 
Handel und Investitionen zwischen der EU und den beteiligten Staaten ausgerichtet ist; 
fordert die Entwicklung eines einheitlicheren Ansatzes für alle Staaten der Östlichen 
Partnerschaft und eine verstärkte Zusammenarbeit mit der Eurasischen 
Wirtschaftsunion im Hinblick auf Handelserleichterungen, Visafreiheit und technische 
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